
 

 

 89. Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 

am 18. und 19. März in Wiesbaden 

Entschließung: 
 
 

Safe Harbor bietet keinen ausreichenden Schutz 
 für den Datentransfer in die USA 

 
 
Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder weist 
darauf hin, dass die Safe Harbor-Entscheidung der Europäischen Kommission aus 
dem Jahr 2000 keinen ausreichenden Schutz für das Grundrecht auf Datenschutz 
bei der Übermittlung personenbezogener Daten in die USA entfaltet.  
 
Im Jahr 2010 haben die deutschen Datenschutzaufsichtsbehörden im nicht-
öffentlichen Bereich bereits ausgeführt, dass die Erklärung über eine Selbst-
Zertifizierung, wie sie die Safe Harbor-Grundsätze vorsehen, für 
Datenübermittlungen in die USA nicht ausreicht. Sie wiesen darauf hin, dass sich 
übermittelnde Unternehmen von den Datenempfängern nachweisen lassen müssen, 
dass die Safe Harbor-Grundsätze auch eingehalten werden. Mit den Enthüllungen 
von Edward Snowden wurde offengelegt, dass US-Sicherheitsbehörden 
systematisch und massenhaft auf in die USA übermittelte personenbezogene Daten 
zugreifen, und damit die Safe Harbor-Grundsätze mit großer Wahrscheinlichkeit 
gravierend verletzt werden.  
 
Die Konferenz weist darauf hin, dass bei Übermittlungen in einen Staat, in dem 
europäisches Datenschutzrecht nicht direkt anwendbar ist, zumindest folgende 
Garantien für den Datenschutz gegeben sein müssen: Die Zweckbindung der Daten 
ist grundsätzlich sicherzustellen. Staatliche Zugriffsmöglichkeiten müssen auf ein 
angemessenes und grundrechtskonformes Maß begrenzt bleiben. Den Betroffenen 
ist ein effektiver Anspruch auf Auskunft und auf Berichtigung beziehungsweise 
Löschung falscher beziehungsweise unzulässig gespeicherter Daten zu gewähren. 
Bei Verstößen bedarf es eines effektiven Rechtsschutzes. Formelle und sprachliche 
Barrieren dürfen nicht dazu führen, dass die Betroffenen ihre Rechte nicht 
wahrnehmen können. 


